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Die 7. Änderungsverordnung
zur FeV

Der Artikel 1 der 7. Änderungs-Verordnung 
zur Fahrerlaubnisverordnung (FeV) ist zum 

30.6.2012 in Kraft getreten. Artikel 2–4 treten mit 
der 6. Änderungsverordnung zum 19.1.2013 in 
Kraft. Die Basics der 6. Änderungsverordnung 
wurden bereits im Verkehrsdienst1 dargestellt. 
Auf die mit diesen Neuregelungen in Verbindung 
stehenden Probleme bei der Umsetzung wird in 
einem späteren Artikel einzugehen sein.

Die Änderungen der 7. Änderungsverordnung 
kann man grob in vier Kategorien aufteilen:

 ■ Korrektur von Fehlern, die bei der Neuverkün-
dung der Fahrerlaubnisverordnung zum 19.12. 
2010 entstanden sind,

 ■ Aktualisierung von aufgeführten Rechtsnor-
men, 

 ■ inhaltliche Änderungen, die nun in die Praxis 
umgesetzt werden müssen und

Fahrerlaubnisverordnung

Die neueste Anpassung der Fahrerlaubnisverordnung an geänderte Rechtsnormen 
bringt den Fahrerlaubnisbehörden einige Klarstellungen. Sie wirft aber auch neue 
Verfahrensfragen auf.  Von Volker Kalus

1) Schäler - Änderungen im Fahrerlaubnisrecht ab dem 19.01.2013, VD 2012, Heft 07
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 ■ Klarstellungen von Sachverhalten, die in der 
Regel von den zuständigen Verwaltungsbehör-
den seit Einführung der FeV schon zur ge-
lebten Praxis gehören.

Dieser Beitrag wird sich auf die Darstellung der 
wesentlichen Änderungen beschränken.

Zum 30.6.2012 wurde die Berechtigung der 
Klasse L erweitert. Vor dem Hintergrund, dass 
der technische Fortschritt zur Produktion von 
Zugmaschinen für die Land- und Forstwirtschaft 
geführt hat, die eine zulässige Höchstgeschwin-
digkeit von 40 km/h aufweisen2, ist diese Anpas-
sung sicherlich nachvollziehbar. Irritierend in 
diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass 
nicht auch parallel die Anlage 9 – Schlüsselzahl 
174 – angepasst wurde. Dort findet sich immer 
noch eine Beschränkung auf 32 km/h. Es heißt 
dort „Klasse L – gültig auch zum Führen von 
Zugmaschinen mit einer durch die Bauart 
 bestimmten Höchstgeschwindigkeit von nicht 
mehr als 32 km/h, auch mit einachsigem Anhän-
ger“.

Im Zusammenhang mit dieser Erweiterung 
der Berechtigung ist die Diskussion entstanden, 
ob diese erweiterte Berechtigung automatisch 
mit Inkrafttreten der 7. Änderungs-VO genutzt 
werden darf. Sehr oft wird hier eine Analogie zur 
Einführung der neuen Berechtigung der Klasse 
A1 zum 19.1.2013 herangezogen. Im Gegensatz 
zur Erweiterung der Klasse L besteht bei der Er-
weiterung der Klasse A1 ein Bezug zu § 6 Abs. 6 
FeV in der Fassung vom 19.1.2013. Dort heißt es 
„(6) Fahrerlaubnisse, die bis zum 31.12.1998 
 Ablauf des 18.1.2013 erteilt worden sind (Fahr-
erlaubnisse alten Rechts), bleiben im Umfang der 
bisherigen Berechtigung vorbehaltlich der Be-
stimmungen in § 76 bestehen“.

Hier wird es sicherlich noch Diskussions-
bedarf hinsichtlich der Umsetzung der 6. Ände-
rungs-VO geben, in Bezug auf die Berechtigung 
der Klasse L kann hier meiner Meinung nach 
 jedoch keine Analogie hergestellt werden. Die er-
weiterte Berechtigung kann seit dem 30.6.2012 
von jedem Inhaber der Klasse L genutzt werden, 

ohne dass es eines Umtauschs des Führerscheins 
bedarf. Dies muss auch dann gelten, wenn die 
Klasse L eine Einschlussklasse nach § 6 Abs. 3 
darstellt.

Da „selbstfahrende Futtermischwagen“ nicht 
unter die Definition der bisher bei den Klassen T 
und L aufgeführten Fahrzeugarten fielen, wurden 
diese als zusätzliche Berechtigungen aufgenom-
men. Im Rahmen der Nutzung der Klassen T und 
L nur zu land- oder forstwirtschaftlichen Zwe-
cken wurde klargestellt, dass der Einsatz dieser 
Fahrzeuge auch zum Einsatz innerhalb der Jagd 
gilt.

Die Anforderung eines Führungszeugnisses 
gehört bei Anträgen auf Erteilung einer Klasse D 
(nun in den §§ 11 Abs. 1, 21 Abs. 3 Nr. 6 FeV ge-
regelt) beziehungsweise einer Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung (nun in § 48 Abs. 4 Nr. 2a 
FeV geregelt) schon lange zum Standard bei den 
zuständigen Verwaltungsbehörden. Dennoch sei 
darauf hingewiesen, dass nicht nur die Inhalte 
des Führungszeugnisses nach § 30 Absatz 5 Satz 1 
des Bundeszentralregister-Gesetzes als Grund-
lage zur Beurteilung der Gewähr einer besonde-
ren Verantwortung nach § 11 Abs.1 in Verbin-
dung mit § 48 Abs.4 Nr. 2a FeV dienen, sondern 
dass auch andere Sachverhalte wie Inhalte des 
Verkehrszentralregisters oder Mitteilungen der 
Polizei nach § 2 Abs. 12 StVG unter anderem für 
diese Beurteilung weiterhin herangezogen wer-
den können. Die Begründung des Verordnungs-
gebers „Durch die Forderung eines Führungs-
zeugnisses wird der unbestimmte Rechtsbegriff 
,besondere Verantwortung bei der Beförderung 
von Fahrgästen gerecht wird‘ konkretisiert“  ist in 
diesem Zusammenhang irreführend. Es wäre 
hilfreich gewesen, bei dieser Änderung eine For-
mulierung wie „unter anderem durch ein Füh-
rungszeugnis“ zu wählen.

In § 18 FeV (Gemeinsame Vorschriften für die 
theoretische und praktische Prüfung) wurde nun 
die schon in der Anlage 7 Nr. 1.4 festgeschriebene 
Regelung eingefügt, dass im Falle von Täu-
schungen eine theoretische Prüfung als nicht 
 bestanden gilt. Dieser bestehenden Regelung 

2) siehe hierzu Begründung der BR-Drs.245/12 vom 2.5.2012
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kommt bei der aktuellen Häufung der Betrugs-
versuche bei der theoretischen Prüfung durch die 
Fortentwicklung der technischen Möglichkeiten 
(zum Beispiel über eine Kamera im Knopfloch 
und einen Miniaturempfänger) eine größere Be-
deutung zu. Es wäre in diesem Zusammenhang 
wünschenswert, wenn in diesen Fällen die Sank-
tionsmöglichkeiten durch eine Änderung des  
§ 18 Abs. 1 Satz 2 FeV durch die zuständigen Ver-
waltungsbehörden verschärft werden und es 
nicht wieder vereinzelten Länderregelungen 
überlassen bleibt, die Auslegung des Wieder-
holungszeitraums teilweise unterschiedlich – teil-
weise bis zu sechs Monate – zu regeln.

Der Verordnungsgeber hat sich nun weiter-
gehend mit der Dienstfahrerlaubnis beschäftigt. 
Bei der Erteilung einer Dienstfahrerlaubnis kann 
nun auf die Vorlage eines Führungszeugnisses 
verzichtet werden und es wurde in § 26 Abs. 1 
FeV aus kontrolltechnischen Gründen (Dienst-
fahrerlaubnisse berechtigen nur zum Führen von 
Dienstfahrzeugen) festgelegt, dass ab dem In-
krafttreten der 7. Änd-VO ein Dienstführer-
schein der Bundeswehr nur in Verbindung mit 
einem Dienstausweis gültig ist. Ergänzend wurde 
geregelt, dass bei der Beendigung eines Dienst-
verhältnisses und der Neuaufnahme ein neuer 
Dienstführerschein ausgehändigt werden kann. 
Bis zur Änderung musste aufgrund der Formu-
lierung des § 26 Abs. 2 FeV der ursprüngliche 
Dienstführerschein wieder ausgehändigt werden.

Im Zusammenhang mit der Erteilung von 
Fahrerlaubnissen stehen die Änderungen der 
Anlage 6 zur FeV (Anforderungen an das Sehver-
mögen). Zum 28.10.20103 wurde die Anlage 6 um 
den Untersuchungsbereich des „Kontrast- und 
Dämmerungssehens“ erweitert. Leider wurden 
die Bescheinigungen nach Anlage 6 Nr. 2.1 und 
2.2 nicht entsprechend angepasst. Demzufolge 
wurden die Prüfungsergebnisse auch nicht aufge-
führt und es war für die prüfenden Verwaltungs-

behörden nicht möglich nachzuvollziehen, ob 
der Arzt diese Sachverhalte auch tatsächlich ge-
prüft hatte. Dies führte in der Praxis zu unnöti-
gen Diskussionen mit den Ärzten und Betrof-
fenen. Nun wurde in beiden Bescheinigungen 
dieser Untersuchungstatbestand aufgenommen 
und in den Erläuterungen unter Nr. 2.2.2 der Un-
tersuchungsumfang dargestellt. 

Zur Identitätsprüfung4 wurde analog zur 
Sehtestbescheinigung die Eintragung der Num-
mer des Personalausweises eingeführt.

Eine Vereinfachung in der Anwendung von 
Auflagen und Beschränkungen stellt die Ände-
rung der nationalen Schlüsselzahlen 177 in der 
Anlage 9 dar. Schon lange stand die Forderung 
im Raum, diese Schlüsselzahl nicht nur auf die 
Klasse L zu beschränken, sondern generell eine 
Schlüsselzahl einzurichten, die einer Verwal-
tungsbehörde generell die Möglichkeit gibt, eine 
Fahrerlaubnis nach außen unabhängig von den 
sonstigen EU- oder nationalen Schlüsselzahlen 
der Anlage 9 (zum Beispiel für entsprechende 
Kontrollen durch Überwachungsorgane) be-
schränken zu können. Dies ist jetzt durch den 
Eintrag der Schlüsselzahl 177, „Beschränkungen, 
Nebenbestimmungen und Zusatzangaben nach 
mitzuführendem Anhang zum Führerschein“ 
möglich.

Wenden wir uns zum Abschluss den wesent-
lichen Änderungen durch Artikel 1 der 7. Än-
derungs-VO dem Thema der ausländischen 
Fahrerlaubnis zu. In der Anlage 11 wurden Be-
rechtigungen für Neuseeland, Maryland und 
Oregon, British Columbia und Manitoba festge-
legt und die Anmerkungen wurden optisch ange-
passt.

Eine Klarstellung war in § 47 FeV erforderlich, 
wenn auch hier die Praxis der Regelung wieder 
voraus war. Bei der Entziehung einer auslän-
dischen Fahrerlaubnis oder der Feststellung der 
Nichtberechtigung durch eine deutsche Behörde 

3) Fünfte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnisverordnung und anderer straßenverkehrs-
rechtlicher Vorschriften vom 17.12.2010 (BGBl. 2010 Nr. 67, Seite 2279 ff)

4) BR-Drs. 245/1/12 (Empfehlung der Ausschüsse) vom 1.6.2012, Seite 31 mit weitergehenden 
Ausführungen 
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sollte bisher „die Ungültigkeit der aus-
ländischen Fahrerlaubnis“ auf dem 
Führerschein vermerkt werden. Dies 
war unter Zugrundelegung der EU-
Richtlinien eine falsche Formulie-
rung, da die Entziehung einer Fahr-
erlaubnis sowohl im Straf- als auch im 
Verwaltungsrecht immer nur die Be-
deutung hatte, dass von dieser Fahr-
erlaubnis auf dem Territorium der 
Entscheidungsbehörde kein Gebrauch 
gemacht werden durfte. Im Regelfall 
wurde der jetzt in § 47 Abs. 2 formu-
lierte Text schon immer von den 
 zuständigen Fahrerlaubnisbehörden 
genutzt.

Interessanter ist die Ergänzung in  
§ 47 Abs. 2 Satz 4 FeV. Hier wurde 
eine Rechtsgrundlage geschaffen, um 
„sich ausländische Führerscheine vor-
legen zu lassen und in Verwahrung nehmen zu 
können“, um diese dann über das Kraftfahrt-
Bundesamt an die ausländische entziehende 
 Stelle zurücksenden zu können. Hier wurde ein 
Pendant zur Regelung des § 47 Abs. 2 Satz 1 und 
2 FeV geschaffen, in dem geregelt wurde, wie bei 
der Entziehung durch eine in der Bundesrepublik 
zuständige Verwaltungsbehörde zu verfahren ist. 
Der einzige Unterschied liegt darin, dass in den 
Fällen einer Entziehung durch eine andere aus-
ländische Behörde der Führerschein eingezogen 
und an die entziehende Behörde zurückgeschickt 
wird. Auf den ersten Blick ist das logisch und 
nachvollziehbar. Auf den zweiten Blick ergeben 
sich hier Probleme in der Umsetzung. 

In der Begründung zur Änderung finden sich 
dazu auszugweise folgende Ausführungen: „Die 
Regelung dient der Klarstellung für Fälle, in 
 denen eine ausländische Fahrerlaubnis durch die 
erteilende oder eine sonstige zuständige auslän-
dische Behörde wieder entzogen wird, der Be-
troffene aber im Inland wohnt und die inlän-
dische Fahrerlaubnisbehörde gemäß § 73 FeV 
(Verordnung über die Zulassung von Personen 

Fahrerlaubnisverordnung

zum Straßenverkehr) zuständig ist. Mit der Ent-
ziehung seiner Fahrerlaubnis durch die (auslän-
dische) ausstellende Behörde hat ein Betroffener 
(auch) sein Recht verloren, im Inland ein fahr-
erlaubnispflichtiges Fahrzeug zu führen“5.

Die Ausführungen in Satz 2 betreffen nur eine 
einzige Fallkonstellation und können nicht gene-
rell auf eine Entziehung einer Fahrerlaubnis im 
Ausland angewendet werden.

Falls die entziehende Behörde auch die erst-
mals erteilende Behörde (keine Umschreibungs-
behörde) ist, kann der Führerschein ohne Verzug 
über das Kraftfahrt-Bundesamt an die anfor-
dernde Behörde gesendet werden, da nur im Falle 
eines solchen Entzuges durch die erstmals ertei-
lende Behörde der Inhaber dieser Fahrerlaubnis 
seine Berechtigung für alle EU-/EWR-Staaten 
verloren hat.

Unabhängig davon, wie eine Verwaltungs-
behörde in Deutschland (in der Regel wird es die 
Wohnortbehörde sein) von einem Entzug der 
Fahrerlaubnisbehörde informiert wird, muss die 
zuständige Behörde in allen anderen Fällen er-
mitteln, warum die Fahrerlaubnis entzogen und 

5)   BR-Drs.245/12 Seite 29 (die komplette Begründung kann unter www.fahrerlaubnisrecht.de jeweils 
unter dem betreffenden Paragraphen der FeV nachgelesen werden)
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ob die entziehende Behörde auch die erteilende 
Behörde war.

Problematisch wird es, wenn die entziehende 
Behörde nicht auch Erteilungsbehörde ist. Dazu 
ein Beispiel: Ein Inhaber einer in Ungarn erteil-
ten Fahrerlaubnis mit Wohnsitz in Deutschland 
bekommt in England während eines Urlaubes die 
Fahrerlaubnis entzogen. In diesem Fall wirkt sich 
die Entziehung der ungarischen Fahrerlaubnis in 
England auch nur auf das Gebiet des Mitglied-
staates England aus. Der Betroffene bleibt erst 
einmal weiterhin im Besitz einer Fahrerlaubnis, 
die in Deutschland gilt. In diesem Fall ist es dann 
erforderlich, dass die zuständige Verwaltungs-
behörde, die den Führerschein einziehen soll, vor 
Versendung des Führerscheins prüft, ob die 
 Entziehungsgründe nach deutschen Recht ent-
ziehungsrelevant sind. Vor Versendung des Füh-
rerscheins muss sie gegebenenfalls eine Eig-
nungsüberprüfung durchführen, um bei einem 
negativen Ergebnis einen entsprechenden Ver-
merk auf dem ungarischen Führerschein vorzu-
nehmen, bevor dieser an die Anforderungs-
behörde im EU-Ausland versendet wird.

Dieses Vorgehen wäre auch dann erforderlich, 
wenn die entziehende Behörde nicht die erstmals 
erteilende Behörde wäre, da dann im sogenann-
ten „Umtauschverfahren“ eine weitere Fahr-
erlaubnis erteilt worden wäre. Dies wäre an einer 
entsprechenden Schlüsselzahl nach der Anlage 9 
zur FeV erkennbar. Auch dann sollte vor Versen-
dung des Führerscheins das Erfordernis einer 
Eignungsüberprüfung mit entsprechendem Ein-
trag in den Führerschein geprüft werden.

Diesen Grundgedanken des Mehrfachbesitzes 
von Fahrerlaubnissen greift auch eindeutig der 
neue § 30a (Rücktausch von Führerscheinen) auf. 
Wie der Europäische Gerichtshof (EUGH) und 
die Kommission6 darlegen, bleibt eine Fahr-
erlaubnis im Ausstellungsstaat unverändert be-
stehen, auch wenn aufgrund dieser Fahrerlaubnis 
im „Umtauschverfahren“ eine weitere EU-/EWR-
Fahrerlaubnis erteilt wird. Demzufolge behält 
eine deutsche Fahrerlaubnis grundsätzlich ihre 
Berechtigung auch dann, wenn aufgrund der 

deutschen Fahrerlaubnis eine andere Fahrerlaub-
nis erteilt wird. Dies gilt im Übrigen erst recht, 
wenn es sich um eine Anlage 11- oder Dritt-
staaten-Fahrerlaubnis handelt.

Ob die Formulierung des § 30a Abs. 1 FeV 
wirklich zutreffend ist, müsste unter diesen 
Grundsätzen noch einmal überlegt werden. Ab-
satz 1 formuliert: „Wird ein aufgrund einer deut-
schen Fahrerlaubnis ausgestellter Führerschein in 
einen Führerschein eines Mitgliedstaates (...)“. 
Meiner Meinung nach handelt es sich nicht um 
den Umtausch eines Führerscheins, sondern es 
wird aufgrund der deutschen Fahrerlaubnis eine 
weitere EU-Fahrerlaubnis mit gleichen oder ge-
gebenenfalls mit erweiterten Berechtigungen er-
teilt. Aufgrund der Erteilung dieser weiteren 
Fahrerlaubnis wird dem Antragsteller ein neues 
Dokument erteilt. Da es auf EU-Ebene geregelt 
ist, dass jemand nur im Besitz eines Führer-
scheins sein darf, wird der Ursprungs-Führer-
schein eingezogen und an die Ausstellungs-
behörde zurückgesendet. 

Entsprechend § 30a FeV ist nun der Grund-
gedanke des Mehrfachbesitzes von Fahrerlaub-
nissen manifestiert worden. Der Inhaber einer 
umgetauschten deutschen Fahrerlaubnis hat nun 
das Recht, nach der Rückkehr aus dem ertei-
lenden Mitgliedstaat den ausländischen Führer-
schein abzugeben und ein deutsches Dokument 
(§ 30a Abs. 1 Satz 2 spricht leider nur von „doku-
mentieren“) zu erhalten. In der Praxis gibt es 
hierzu mehrere Möglichkeiten. Es könnte der 
 ursprüngliche Führerschein wieder ausgehändigt 
werden oder im Ersatzantragsverfahren ein neuer 
Führerschein ausgestellt werden. Da die FeV hier 
keine Regelung vorgesehen hat, was mit deut-
schen Führerscheinen geschieht, die im Ausland 
aufgrund eines Umtauschs eingezogen und uns 
zugesendet wurden, gibt es hierzu die aufge-
führten unterschiedlichen Verfahrensweisen.

Wenn auch die Begründung zum Inhalt des  
§ 30a FeV aufgrund des Hinweises auf die Fort-
führung einer bereits existierenden Fahrerlaub-
nisnummer meiner Meinung nach einen klaren 
Hinweis gibt, dass keine alten Dokumente mehr 

6)   Auslegungsfragen ...
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ausgehändigt werden, so wäre es wünschenswert 
gewesen, wenn man bei der Gestaltung des § 30a 
FeV zum „Rücktausch-Procedere“ klar geregelt 
hätte, wie der Rücktausch umzusetzen ist. Eine 
Formulierung wie: „Bei einem Rücktausch in 
 einen deutschen Führerschein sind in diesem die 
noch gültigen Fahrerlaubnisklassen unverändert 
durch die Aushändigung eines Führerscheins 
entsprechend Anlage 8 - Muster 1 zu dokumen-
tieren“ hätte hier spätestens ab dem 19.1.2013 
Klarheit geschaffen, da dann die Dokumentation 
nur noch durch die Aushändigung eines Führer-
scheins nach dem neuen EU-Muster möglich ge-
wesen wäre. Meiner Meinung nach kann das jetzt 
schon aufgrund der Ausführungen in der Be-
gründung verfahrenstechnisch nur die Aushän-
digung eines neuen Führerscheins innerhalb 
eines Antrages auf einen Ersatz-Führerschein 
sein.

Insbesondere aufgrund der unterschiedlichen 
Mindestalterregelungen in der EU und der un-
mittelbaren Nähe zu Österreich – dort wurde 
ebenfalls durch ein System des begleitenden Fah-
rens (L17) das Mindestalter zum Führen von 
Fahrzeugen der Klasse B reduziert – war eine An-
passung der generellen Mindestalterregelung des 
§ 29 Absatz 3 Nr. 1a FeV erforderlich. Durch den 
Zusatz: „und deren Fahrerlaubnis nicht von 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum erteilt worden ist“ wurde jetzt klargestellt, 
dass nun auch Herabsetzungen des Mindestalters 
in Deutschland anerkannt werden.

Das Begleitete Fahren stellt grundsätzlich eine 
Herabsetzung des Mindestalters von 18 Jahren 
nach Artikel 4 Abs. 4 Buchstabe b der 3. Führer-
schein-Richtlinie dar. Entsprechend Artikel 4 
Abs. 6 Buchstabe b kann das Mindestalter von 
den einzelnen Mitgliedsstaaten auf 17 Jahre redu-
ziert werden. Entscheidend für die Berechtigung 
ist Artikel 4 Abs. 6 Satz 3 und 4: „Führerscheine, 
die nach diesem Absatz Personen ausgestellt wer-

den, deren Alter unter dem in den Absätzen 2 bis 
4 angegebenen Alter liegt, sind nur so lange im 
Hoheitsgebiet des ausstellenden Mitgliedstaats 
gültig, bis der Inhaber des Führerscheins das in 
den Absätzen 2 bis 4 vorgesehene Mindestalter 
erreicht hat. (...) Die Mitgliedstaaten können die 
Gültigkeit von Führerscheinen in ihrem Hoheits-
gebiet anerkennen, die Fahrzeugführern ausge-
stellt worden sind, deren Alter unter dem in den 
Absätzen 2 bis 4 angegebenen Mindestalter liegt.“

Die EU-Richtlinie regelt damit grundsätzlich 
die Berechtigung von Fahrerlaubnissen, die unter 
Abweichung des Mindestalters von 18 Jahren er-
teilt werden.7 Mit der Änderung des § 29 FeV ist 
der Verordnungsgeber dieser Möglichkeit gefolgt 
und hat die grundsätzliche Möglichkeit einge-
räumt, dass Inhaber einer EU-/EWR-Fahrerlaub-
nis ab dem 17. Lebensjahr von diesen Berechti-
gungen auf dem Gebiet der BRD Gebrauch 
machen können, unabhängig davon, von welchen 
Bedingungen (zum Beispiel „Begleitetes Fahren“) 
diese Berechtigung abhängt. Somit können In-
haber von einer österreichischen Fahrerlaubnis 
der Klasse B gegebenenfalls schon mit 17 Jahren 
unbegleitet in Deutschland Gebrauch machen.

Bleibt zum Abschluss die Änderung in § 28 
Abs. 4 FeV. Einleitend muss festgestellt werden, 
dass der Verordnungsgeber aus den Entschei-
dungen des EUGH8 keine Konsequenzen für die 
Regelung des § 28 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 5 FeV 
gezogen hat. Hier wäre schnellstmöglich Klarheit 
herzustellen.

An Neuerungen wurden zum 30.6.2012 Sach-
verhalte unter Nr. 7 und Nr. 8 eingefügt, die die 
generelle gegenseitige Anerkennung nach Artikel 
2 Nr.1 der 3. EU-Führerscheinrichtlinie aus setzen:

 ■ wenn eine EU-Fahrerlaubnis aufgrund einer 
Drittstaaten-Fahrerlaubnis – Staaten nach der 
Staatenliste in Anlage 11 sind davon ausge-
nommen – erteilt wurde, ohne dass die „Um-
schreiber“ eine theoretische und praktische 
Prüfung abgelegt haben,

7) Kalus, Mindestalterregelung bei ausländischen Fahrerlaubnissen, VD 2011, Heft 11 ab Seite 310   
8) Kalus, Aktuelle Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes, VD 2012, Heft 6 ab Seite 163
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Fahrerlaubnisverordnung

 ■ wenn eine erteilte EU-/EWR-Fahrerlaubnis 
aufgrund eines gefälschten Führerscheins eines 
Drittstaates – hier sind Staaten nach der 
 Staatenliste in Anlage 11 einbezogen – erteilt 
wurde,

 ■ wenn zum Zeitpunkt der Erteilung einer 
Drittstaatenerlaubnis der Wohnsitz im Inland 
war und im Anschluss diese Fahrerlaubnis ge-
gebenenfalls sogar nach Begründung eines 
ordentlichen Wohnsitzes in einem anderen 
EU-/EWR-Mitgliedsstaat dort in eine EU-
EWR-Fahrerlaubnis umgetauscht wurde. Hier 
wurde unter Anwendung des Ausschluss-
grundes in § 29 Abs. 3 Nr. 2 FeV ausgeschlos-
sen, dass  diese nach EU-Recht unrechtmäßig 
erworbene Fahrerlaubnis im Umtauschver-
fahren in einem anderen EU-/EWR-Staat in 
eine EU-/EWR-Fahrerlaubnis eine Berech-
tigung erwirbt. 
Als zweite Alternative wird die Möglichkeit 

aufgeführt, dass der Zeitpunkt der Erteilung der 
EU-/EWR-Fahrerlaubnis aufgrund einer Dritt-
staaten-Fahrerlaubnis zu einem Zeitpunkt liegt, 
zu dem der Betroffene seinen ordentlichen 
Wohnsitz in Deutschland hat. Der Erwerb durch 
Schüler oder Studierende wurde aufgrund der 
Regelung des § 7 Abs. 2 FeV in beiden Fällen aus-
genommen.

Als Grundlage für diese Ausschlussgründe 
wird Artikel 8 der 2. EU-Führerschein-Richtli-
nie aufgeführt. Ich gehe davon aus, dass es sich 
hier um die Anwendung von Artikel 8 Abs. 6 
handelt: „(6) Tauscht ein Mitgliedstaat einen 
von einem Drittland ausgestellten Führerschein 
gegen einen Führerschein nach dem EG-Muster 
um, so wird der Umtausch darin vermerkt; dies 
gilt auch bei jeder späteren Erneuerung oder 
 Ersetzung. Der Umtausch darf nur dann vor-
genommen werden, wenn der von einem Dritt-
land ausgestellte Führerschein den zuständigen 
Behörden des umtauschenden Mitgliedstaats 
ausgehändigt worden ist. Verlegt der Inhaber 
dieses Führerscheins seinen ordentlichen 
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat, so 
braucht dieser Mitgliedstaat Artikel 1 Absatz 2 
(es handelt sich hier um die gegenseitige An-
erkennung der Fahrererlaubnisse) nicht anzu-
wenden“.

Mit diesen Zusätzen ist der Verordnungsgeber 
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes (VGH) München gerecht geworden, der 
eine entsprechende Regelung als erforderlich an-
gesehen hatte. Auch in diesem Fall wäre es zum 
Verständnis für die Umsetzung wie so oft wün-
schenswert gewesen, wenn die Begründung in 
der Bundesrats-Drucksache etwas konkreter und 
ausführlicher gewesen wäre, da sich diese Rege-
lungen den Mitarbeitern von Fahrerlaubnis-
behörden, die diese in die Praxis umsetzen müs-
sen, nicht auf den ersten Blick erschließen. Auf 
der einen Seite werden von den Praktikern in den 
Fahrerlaubnisbehörden immer umfangreichere 
Begründungen und Darlegungen ihrer Entschei-
dungen gefordert, ansonsten werden die Ent-
scheidungen von den Gerichten als für den Bür-
ger nicht nachvollziehbar eingestuft. Auf der 
anderen Seite werden die Begründungen für die 
Änderungen der Rechtsnormen immer fragmen-
tarischer und bedürfen einer intensiven Recher-
che in anderen Rechtsnormen und der Recht-
sprechung. Es kann aus meiner Sicht für den 
Gesetz- und Verordnungsgeber keinen großen 
Aufwand darstellen, die erforderlichen Über-
legungen, die zur Änderung von Rechtsnormen 
führen, auch denjenigen nachvollziehbar und 
schlüssig darzulegen, damit diese damit arbeiten 
können, ohne Auslegungsprobleme erst mit den 
zuständigen Ministerien und Mittelbehörden 
oder gar durch die Rechtsprechung klären zu las-
sen. Und dies dann noch mit dem Ergebnis, dass 
die Regelungen in den einzelnen Ländern unter-
schiedlich umgesetzt werden.

Es gäbe eine einfache Lösung, um unser Ver-
waltungshandeln zu vereinfachen. Der Gesetz- 
und Verordnungsgeber müsste nur nachvollzieh-
bar erklären, was warum gewollt ist. Dann würden 
viele Zeitressourcen eingespart, die für die eigent-
liche Arbeit eingesetzt werden könnten.

Volker Kalus ist Leiter der Führerschein-
stelle der Stadt Ludwigshafen und  
Dozent für Fahrerlaubnis-, Fahrlehrer- und 
Personenbeförderungsrecht.
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